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Dienstags 13 Uhr 
Beratung und Hilfe zu 

ALG 2 mit Klaus Jürgen Dahler in der  
Roten Insel, Feurigstr. 68, 10827 Berlin, 
S1 Julius-Leber-Brücke

Karl Heinrich Ulrichs  –  
„Der erste Schwule der Weltgeschichte“

von Homosexuellen gewandt hat, aber 
auch nicht leichtfertig auf Rassismus 
und Antisemitismus hereinfiel. Gleiche 
Würde, gleiche Rechte, sich gegenseitig 
akzeptieren und respektieren - hierfür 
war Ulrichs ein Beispiel und bleibt ein 
Vorbild für das heutige Zusammenleben.

Heinz-Jürgen Voß

Zum Weiterlesen: Volkmar Sigusch 
(2000): Karl Heinrich Ulrichs, Der 
erste Schwule der Weltgeschichte. 
Männerschwarm, Hamburg (8,50 EUR)                                                                       
Initiative zur Berliner Straßen-
umbenennung: http://www.karl-
heinrich-ulrich.eu

knüpfte sich eben keine starre Identität 
an den sexuellen Akt. Hier kommt Karl 
Heinrich Ulrichs, eine bemerkenswerte 
und für emanzipatorisches 
sexualreformerisches Streiten äußerst 
wichtige Persönlichkeit, ins Spiel. 
1825 geboren und aufgewachsen in 
einer bürgerlichen Familie, studierte er 
Jura in Göttingen und Berlin und war 
anschließend in Justiz und Verwaltung 
des Königreichs Hannover tätig. 1854 
musste er den Dienst quittieren, um 
einem Verfahren wegen „unzüchtiger 
Wolllust“ zuvorzukommen. Seitdem 
publizierte Ulrichs und engagierte sich 
politisch. Bis zu seinem Tod 1895 wandte 
er sich dabei gegen die Perspektive, 
dass gleichgeschlechtlicher Sex etwas 
„Krankes“ wäre – zu einer Zeit, als der 
Paragraf zur Verfolgung und Bestrafung 
homosexueller Handlungen unter 
Männern vom Königreich Preußen 
auf das gesamte Territorium des 
entstehenden Deutschen Reiches 
ausgedehnt wurde. Und Ulrichs erwies 
sich auch in anderen Bereichen als 
gegenüber dem „Zeitgeist“ immun. 

Er setzte sich dafür ein, dass Menschen 
ihr Leben selbst bestimmen können - 
und seine Veröffentlichungen bieten 
auch  heute  noch viel Potenzial, 
emanzipatorisch weiterzudenken.  In 
diesem Sinne ist es an der Zeit, dass 
neben Hannover  nun auch die für Ulrichs 
Ausbildung und Wirken so bedeutsame 
Stadt Berlin angemessen an diese 
bemerkenswerte Persönlichkeit erinnert. 
Ulrichs gehört zu dem durch Vielfalt 
geprägten Berlin-Schöneberg, gerade 
weil er sich - sozusagen „von der ersten 
Stunde“ an - gegen die Diskriminierung 

Was uns heute als so offensichtlich 
erscheint: dass man entweder zu einem 
gewissen Zeitpunkt sein „Coming out“ 
als homo- oder bisexuell hat oder sich 
ansonsten quasi selbstverständlich 
als heterosexuell verortet, ist in 
der Geschichte noch nicht alt. Erst 
im 19. Jahrhundert setzte sich ein 
Identitätsdenken durch, wonach 
Menschen bereits von Geburt an oder 
auf Grund früher Erfahrungen „schwul“, 
„lesbisch“ oder „einfach hetero“ seien  
–  als weitere Merkmale sollten sich 
ein gewisser Lebensstil, bestimmte 
Charakterzüge und Verhaltensweisen 
anschließen. Kennzeichnend war 
für solche Betrachtungen, dass 
„Homosexuelle“ als „anders“ und 
„unnormal“ neben vermeintlich „normal“ 
Begehrende gestellt wurden.

Zuvor war es gewiss auch nicht rosig 
– wegen gleichgeschlechtlichem Sex 
konnte man mit  harten Strafen, bis hin 
zum Tod, verurteilt werden. Allerdings 

Initiative zur Berliner Straßenumbenennung
Foto: Grace Irazoque
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Das Thema 
Mehrgenerationen-

Wohnen, das nicht ganz neu ist, aber in 
den letzten Jahren immer mehr Menschen 
ansprechen konnte, brachte am 29. April über 
60 Interessierte im Nachbarschaftstreff HUZUR 
zusammen. 

Nicht nur ältere, alleinstehende Menschen 
suchen nach einer Möglichkeit, das Leben in 
der Gemeinschaft aktiv zu gestalten. Es sind 
auch jüngere Einzelpersonen und Familien, 
die sich von diesem Zusammenwohnen 
einen höheren Lebenswert versprechen. 60 
Prozent der Interessierten sind älter als 60 
Jahre, 40 Prozent zwischen 18 und 60 Jahre, 
bei einem Frauenanteil von 80 Prozent. Die 
Netzwerkagentur Generationenwohnen und die 
GEWOBAG sind offen für diese Wohnformen, da 
in der Vergangenheit vermehrt entsprechender 
Bedarf angemeldet wurde. Dabei ist den meisten 
Menschen auch wichtig, im Kiez wohnen zu 
bleiben und eine gute Infrastruktur zu haben. 
Die städtische Wohnungsbaugesellschaft, die 
berlinweit über 51.500 Wohnungen betreibt, 
reagiert darauf, indem sie z.T. freigewordene 
Räume nach den Vorstellungen der zukünftigen 

Mieterinnen und Mietern umbaut und 
Gemeinschaftsräume einrichtet. Dazu gehören 
auch barrierefreier Zugang und energetische 
Anpassung der Häuser. 

Die meisten Menschen, die sich vorher schon 
als Gruppe kennengelernt haben, wünschen 
sich gegenseitige Unterstützung, neue familiäre 
Formen und gemeinsame Aktivitäten. In der 
Nähe oder in den Häusern selbst könnte eine 
zentrale Räumlichkeit eingerichtet werden, 
mit Café, Essensangeboten, Veranstaltungen 
(Ausstellungen, Feste), Beratung und Vermittlung 
von Angeboten. Die Wohnungen müssen natürlich 
bezahlbar bleiben, und daran will sich die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft orientieren. 
So könnte bei Neubau z.B. für Baugrundstücke, 
die günstig über den Liegenschaftsfond erworben 
werden, im Gegenzug eine Mietpreisbindung 
festgeschrieben werden. Mehrgenerationen-
Häuser, in denen sich junge, ältere und 
migrantische Kiezbewohner mit ihren vielen 
Ressourcen für gemeinsame Aktivitäten und 
gegenseitige Unterstützung treffen können, sind 
ein Modell für die Zukunft. Das schafft Solidarität 
und baut Vorurteile ab.

Elisabeth Wissel

Alternatives 
„Mehrgenerationen-Wohnen“ 
im Kiez

In der BVV am 18.05.2011 wurde folgende 
Bürgerfrage gestellt: „In einer Pressemitteilung 
des Bezirksamts vom 19. April 2011 hat 
der Baustadtrat die Ausrichtung einer 
Fernsehsendung in der folienbespannten 
früheren WM-Kuppel im Gasometer als ‚erste 
CO2-neutrale Politik-Talksendung im deutschen 
Fernsehen’ bezeichnet. Was ist darunter zu 
verstehen?“

Darauf antwortete Bezirkstadtrat Krömer 
(CDU): „Wenn im Herbst im Gasometer 
Schöneberg die neue Politik-Talksendung 
startet, gehe ich davon aus, dass diese 
Sendung am Sonntagabend eine kritische, 
spannende und interessante Ergänzung in der 
täglichen Medienlandschaft wird und – um es 
umgangssprachlich zu formulieren – dort nicht 
nur heiße Luft produziert wird. Das allwissende 
Online-Lexikon Wikipedia gibt uns als 
Definition mit auf den Weg. Ich zitiere mit der 
Genehmigung des Herrn Vorstehers: ,Mit dem 

Baustadtrat macht Reklame
für Fernsehsendung

Begriff der Klimaneutralität werden Prozesse 
bezeichnet, bei denen das atmosphärische 
Gleichgewicht nicht verändert wird und in 
deren Verlauf es nicht zu einem Netto-Ausstoß 
von Treibhausgasen kommt. Grundlage für die 
Beurteilung sind die Ausstöße klimarelevanter 
Gase, insbesondere CO2.’ Zitat-Ende. Als CO2-
neutral in diesem Zusammenhang verstehe ich, 
dass bei der Herstellung der Sendung entweder 
keine klimarelevanten Gase entweichen oder 
ausgestoßene Gase an anderer Stelle wieder 
eingespart werden.“

Auf die anschließend gestellte Verständnisfrage: 
„Wieso wirbt der Stadtrat mit einer 
Amtsmitteilung für eine Fernsehsendung?“ 
erwiderte Krömer: „Weil das Bezirksamt 
erfreuliche Gegebenheiten in unserem Bezirk in 
aller Regel positiv kommuniziert und begleitet; 
das werden wir auch weiterhin tun.“

Vivantes 
will Pflegeheime 
übernehmen

Seit dem letzten Jahr 
möchte der Bezirk seine 
direkt betriebenen beiden 
Pflegeheime in neue 
Trägerschaft abgeben. Ohne 
Investitionen, die der Bezirk 
nicht aufbringen könne, seien 
sie nicht konkurrenzfähig und 
wirtschaftlich zu betreiben. Ein 
Interessenbekundungsverfahren 
scheiterte zunächst. Jetzt wurde 
die BVV unterrichtet, dass 
Vivantes Forum für Senioren 
GmbH über die Übernahme 
vom Luise-Schröder-Haus 
(Mariendorf) und Georg-Kriedte-
Haus (Lichtenrade) verhandelt. 
Eine Betriebsübernahme 
ist schon für den 1.8. 
angestrebt, deshalb soll der 
BVV bereits zum 22.6. eine 
Beschlussvorlage vorliegen.
Die Pflegeheime würden so 
in öffentlicher Trägerschaft 
bleiben. Vivantes betreibt 
bereits 12 Pflegeeinrichtungen 
und verweist auf die Vorteile 
seines Netzwerks. Aber 
Änderungen wird es geben: 
Das Georg-Kriedte-Haus 
soll aufgegeben werden, 
das Gelände am Kirchhainer 
Damm ginge dann an den 
Liegenschaftsfonds. Den 
Pflegebewohnern werden Plätze 
in anderen, attraktiveren und 
günstigeren Einrichtungen 
angeboten (insbesondere 
ein grundsaniertes Haus in 
Wilmersdorf). Am Standort 
Westphalweg will Vivantes die 
Option zum Ausbau / Neubau 
zugesichert bekommen. 
Das Personal will Vivantes 
komplett übernehmen, die 
Überleitungsbedingungen sind 
noch in Verhandlung.

Harald
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Unser 
Bezirksverordneter

Harald Gindra
Termine nach telefonischer 
Vereinbarung
Telefon: 01525 45 25 000
Linke.bvv.ts@googlemail.com

Büro und Erreichbarkeit im
Rathaus Schöneberg, 
Raum 2036
Tel: 030/ 90 2 77 48 98
Sprechstunde: (Neu) Mitt-
wochs 17 - 19 Uhr Außer 
an BVV Sitzungstagen)
Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In off ener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte 
und von bezirklichen 
Entscheidungen Betroff ene 
können auf diese Weise 
Einfl uss auf Vorlagen der 
BVV nehmen.
AKK-Termine: 
Montag, 6. und 20. 
Juni, 19 Uhr, jeweils 
im Rathaus Schöneberg, 
Raum 2036
Direkte Demokratie
Wir fordern auf, die 
Einwohnerfragestunde zu 
jeder monatlichen Bezirks-
verordnetenversammlung 
(BVV-Sitzung) zu nutzen. 
Alle bezirklichen Themen 
können angesprochen 
werden. Wir unterstützen 
gerne dabei. Interessierte 
sind ständig eingeladen, 
auch die Beratungen der 
Ausschüsse der BVV zu 
besuchen. Informationen 
sind bei uns zu erhalten.

Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öff entlche 
BVV-Sitzung fi ndet am Mi., 
22. Juni um 17 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, BVV-
Saal statt. 

Kritik an Umsetzung der Schulreform
Mit Elternprotest „Mehr Geld für Schule“ und 
sieben Bürgeranfragen begann die BVV-Sitzung. 
Eltern empfi nden es als eine Zumutung, dass 
ihre Kinder eine Stunde Fahrzeit zur Schule 
in Kauf nehmen sollen, während Kinder aus 
anderen Bezirken im Bezirk Aufnahme gefunden 
haben. Sie  kritisieren, dass Schulen Schüler 
und Schülerinnen zu 60 Prozent nach Noten 
auswählten. Sie beanstanden u.a. auch die Enge 
in einigen Schulen und verstehen in diesem 
Zusammenhang nicht, dass Schulen geschlossen 
wurden oder fusionierten. Schulstadtrat Herr 
Hapel (CDU) versuchte  diese Missstände zu 
relativieren. Die freie Schulwahl der Eltern könne 
natürlich dazu führen, dass beliebte Schulen 
vermehrt angefragt werden. Doch den „Numerus 
Clausus“ hätten SchulleiterInnen festgelegt 
und dies sei nicht so beabsichtigt gewesen. 
Schulstadtrat Hapel hätte aber von vorneherein 
durch Einfl ussnahme dem entgegenwirken 
können. Auch hätte man bei besserer Planung 
die Fahrzeit-Zumutung für die SchülerInnen 
berücksichtigen müssen.

Nachbesserung bei Schulaufnahmeverfahren 
ist nötig
Die Anfrage der CDU (Drs 1833) hierzu löste 
eine breite Diskussion aus. Der Verordneter 

Herr Zander (CDU)  sprach vom „schlechten 
Beginn (der Schulreform).“ Man „wisse nicht, 
welche Auswirkungen sie habe“. Vor allem störte 
er sich an dem 30-prozentigen Losverfahren 
für die Aufnahme in eine Oberschule, denn 
er meinte, „Quoten nach Leistungsverfahren 
seien besser“. Kritik kam von der Verordneten 
Frau Ahlhoff  (SPD), denn die „Schuld“, dass 
derzeit nicht jedem Elternwunsch entsprochen 
werden konnte, weil Schulen zu 60 Prozent nach 
Notendurchschnitt auswählten, würde die CDU nur 
bei der Senatsverwaltung suchen. Schulen sollten 
sich besser selbst Kriterien erarbeiten, jedoch 
sollten diese nicht nur nach dem Leistungsprinzip 
gehen, wie derzeit geschehen. Denn das würde 
darauf hinauslaufen, schon GrundschülerInnen 
unter Leistungsdruck zu setzen. Unser Verordneter 
Harald Gindra betonte, dass DIE LINKE ein 
höheres Losverfahren gefordert habe, um der 
besseren Durchmischung gerecht zu werden. Er 
machte auch den wichtigsten Vorschlag in der 
ganzen Debatte: Eine Nachbesserung müsse 
besonders bei den Integrierten Sekundarschulen 
(ISS) stattfi nden, die noch keine eigene Oberstufe 
(Abitur-Möglichkeit) anbieten können, und 
sie sollten eher nach Profi len wählen. Dieses 
Vorgehen würde die ISS attraktiver machen. 

Elisabeth Wissel 
  

34 Anträge aus dem Kinder- und - 
Jugendparlament (Drs. 1752 und folgende 
BE von verschiedenen Ausschüssen ) 
Ergebnis: unterschiedlich - siehe Online-
Archiv
Ekelliste und Smiley-System im Bezirk - 
umsetzen (Drs. 1836 von CDU und B’90/
Grüne) Ergebnis: Beschluss
TransKiGs fördern – Modellprojekt Kita-- 
Grundschulzusammenarbeit (Drs. 1837 von 
SPD) Ergebnis: Beschluss (KL)
Hauptstr.: Busspur in Mittellage (Drs. 1741 - 
BE aus Ausschuss Umwelt, Natur und 
Verkehr - UNV) Ergebnis: Beschluss (KL)
Torgauer Str. aus Richtung Osten sperren - 
(Drs. 1805 BE aus Ausschuss UNV) 
Ergebnis: Beschluss (KL)
Bezirkliches Fahrradroutennetz entwickeln - 
(Drs. 1842 BE aus Ausschuss UNV) 
Ergebnis: Beschluss (KL)
Schaff ung von Wohnraum für kleinere - 

und mittlere Einkommen (Drs. 1836 
aus Ausschuss Stadtplanung) Ergebnis: 
Beschluss (KL)
Handlungsoptionen zum Wohnungsmarkt - 
in Schöneberg erschließen (Drs. 1661 
aus Ausschuss Stadtplanung) Ergebnis: 
Beschluss (KL)
Planreife für 3 Neubauten nach B-Plan - 
7-29 – Gasometer-Gelände (Drs. 1847 
Vorlage des BA) Ergebnis: Überweisung in 
Stadtplanungsausschuss (KL)
Neue Heimat für den FC Internationale - 
(Drs. 1570 MzK des BA) Ergebnis: 
Überweisung in Ausschuss Sport (KL)
Aktionsplan zur UN-Konvention für - 
Menschen mit Behinderungen (Drs. 1628 
MzK des BA) Ergebnis: Überweisung in 
Ausschuss Gesundheit…
Hilfe für das Projekt Soziales Möbeldepot - 
(Drs. 1683 MzK des BA) Ergebnis: Zur 
Kenntnis genommen

Weitere BVV-Vorlagen Mai 2011
An dieser Stelle wollen wir die Transparenz über die Arbeit in der BVV verbessern. Wir listen stich-
punktartig eine Auswahl der behandelten Vorlagen und dessen Beratungsergebnisse auf. (Drs. = 
Drucksache; BA = Bezirksamt; BE = Beschlussempfehlung; KL = Konsensliste; MzK = Mitteilung 
zur Kenntnisnahme; FM = Gebäudewirtschaft)

Bezirksverordnetenversammlung im Mai 2011

Die BVV-Drucksachen sind dokumentiert unter:
http://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/bvv-online/allris.net.asp  DIE LUPE Juni-Juli 2011 3
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Der Juni ist 
der Monat 
der erhöhten 
Sichtbarkeit 
von Lesben 

und Schwulen. Am 25. Juni 2011 
wird der 33. Christopher Street Day 
durch Schöneberg ziehen. Bereits 
am Wochenende vorher wird am 
Nollendorfplatz das 19. Lesbisch-
Schwule Stadtfest gefeiert. Schrill und 
laut wie eh und je, will es scheinen. 
Die Volksfestatmosphäre, die in den 
meisten deutschen Großstädten heute 
bei solchen Veranstaltungen üblich ist, 
verstellt aber den Blick auf Realitäten, 
die nach wie vor von Diskriminierung 
und Gewalt geprägt sind. Der Kampf 
für gleiche Rechte, wie er 1969 in New 
York begann, ist längst noch nicht 
ausgefochten.

In der Nacht vom 27. zum 28. Juni 
begann dort im Club «Stonewall 
Inn» auf der Christopher Street ein 
tagelanger Aufstand, der sich gegen 
Polizeirepression und -gewalt wandte. 
Es waren die Tunten – nicht zuletzt aus 
ethnischen Minderheiten –, die den 
Grundstein legten für das, was heute 
weltweit «Gay Pride» genannt wird. 

Langer Atem 
bis zur vollständigen Gleichberechtigung

Anders als der schwule Mainstream 
von heute war die Bewegung damals 
weit entfernt von Respektabilität und 
dem Wunsch, unter allen Umständen 
dazuzugehören. Die Befürwortung von 
Militäreinsätzen, die dem Schutz von 
Homo-Rechten dienen sollen, oder 
die Warnung vor der «Überfremdung 
deutscher Städte» wären bis vor ein paar 
Jahren in der Szene undenkbar gewesen. 
Das allgegenwärtige Bild vom besonders 
homophoben jugendlichen Migranten 
ist dank der tatkräftigen Unterstützung 
von Schwulen entstanden, die über die 
Abwertung von vermeintlich «anderen» 
die eigene Position in der Gesellschaft 
stärken wollen. Explizit wegen der 
Bejahung oder Duldung imperialistischer 
Kriege und rassistischer Diskriminierung 
durch Teile der Szene hat die berühmte 
Philosophin Judith Butler 2010 den 
Zivilcouragepreis des Berliner CSD 
abgelehnt.

In der Tat bietet sich ein Blick auf 
die Zustände im Heute und Hier an. 
Wir sind trotz kleiner Fortschritte 
im EU-Vergleich bei der staatlichen 
Gleichstellung hinterher. Weiterhin 
gehört homophobes Mobbing zum 
Schulalltag vieler, schwule und lesbische 

Jugendliche versuchen viermal häufiger 
eine Selbsttötung. Kirchen machen 
eingetragene Lebenspartnerschaften 
als Kündigungsgrund geltend. Trans-
Menschen finden keine Arbeit und sind 
alltäglicher Gewalt ausgesetzt. Lesben 
verdienen als Frauen ein Viertel weniger. 
HIV-Positive verarmen. Hautfarbe 
oder eine «Behinderung» führen zu 
Mehrfachdiskriminierung, die sich auch 
in Szene-Kontexten fortsetzt.

In diesem Zusammenhang ist die 
Berliner Initiative „Selbstbestimmung 
und Akzeptanz sexueller Vielfalt“ 
von besonderer Bedeutung. Die 
Landesregierung hat unter der Regie 
der LINKEN ein imposantes Paket 
auf den Weg gebracht, das über 60 
Einzelmaßnahmen in Bereichen wie 
Bildung, Diskriminierung und Gewalt, 
Dialog und die Angleichung von Rechten 
umfasst. In Fortbildungen, Studien, 
Veränderungen im Pflegebereich, 
Bundesratsinitiativen, Kampagnen und 
vielem anderen drückt sich der Wille aus, 
für eine gerechte Gesellschaft zu sorgen. 
Auch in den anderen elf Monaten des 
Jahres.

Koray Yılmaz-Günay

Stolpersteine in der Geisbergstraße 41

In Tempelhof-Schöneberg liegen 
mittlerweile 395 Stolperteine, im 
Bayerischen Viertel sind es ca.100 
Steine. Insgesamt  gibt es in Berlin 
rund 4500 gelegte Steine, bis jetzt.
 
Am 25. Mai 2011 wurden in der 
Geisbergstr. 41 drei Stolpersteine zur 
Erinnerung an die Familie von Dr. Arthur 
Kallman gelegt, welche im Jahr 1942 nach 
Theresienstadt deportiert wurde. 
Dr. Arthur Kallmann (geboren1873, 
ermordet in Theresienstadt am 
14.3.1943) hatte seine Kanzelei erst 

in der Bambergstraße 6, dann in der 
Bülowstraße 68, letztendlich bezog er in 
der Geisbergerstr. 41 sein Büro. Für ihn 
war kein Mandant aussichtslos, „denn 
er glaubte an das deutsche Recht“. Über 
Nacht wurde sein Notariat geschlossen, 
1938 bekam er Berufsvebot. Er liebte 
seine Familie, er hörte meist klassische 
Musik von Bach bis Brams. Er ging 
gerne spazieren und versuchte, trotz der 
damaligen Umstände ein normales Leben 
zu führen. Am 3. Oktober 1942 wurde 
er schließlich gemeinsam mit seiner 
Frau  nach Theresienstadt deportiert, 
innerhalb eines halben Jahres wurde die 
Familie  ermordet.
Frau Fanny Kallmann (geboren1894, 
in Auschwitz ermordet am 3.10.1942) 
lernte mit 21 Jahren ihren zukünftigen 
Mann kennen, 1921 bekamen sie ihre 
Tochter Eva (26.10.1942 nach Riga 
deportiert, ermordet am 29.101942). 
Diese absolvierte nach der 13. Klasse 
ein Paktikum in der Scharemützelsee 

Grundschule am Barbarossaplatz, sie war 
gerne Kindergärterin. 
In der Austellung „Wir waren Nachbarn“, 
die im Rathaus Schöneberg gezeigt wird, 
wird zu jeder vollen Stunde ein ca. 40 
Minuten langer Film über diese Familie 
gezeigt. 
Die Zeremonie der Steinlegung wurde 
von einem Saxofonspieler begleitet, 
zudem sangen Schüler aus der 
Scharemützelsee Grundschule ein Lied.
Nachdem die Steine,  mit der Hilfe von 
einigen Auszubildenden, vom Künstler 
abgelegt wurden,  wurden sehr viele 
Rosen gelegt.
Eine Verwandte (90), die aus Kalifornien 
anreiste, um uns von dieser Familie zu 
erzählen, bedankte sich auch bei der 
Schule, die die Anwesenheit der Schüler 
ermöglicht hatte.

Foto und Text: Grace Irazoque
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Grünen-Chef Özdemir für     
mehr Soldaten                
für Auslandseinsätze

den Erfahrungen mit den Folgen der deutschen 
Beteiligung am blutigen Angriffskrieg gegen 
Afghanistan – mit seinen vielen unschuldigen 
zivilen Opfern (siehe z. B. in Kundus) – sollte 
der Vorsitzende einer Partei, die einmal für 
Gewaltfreiheit und zivile Konfliktlösungen 
eintrat, gegen die Aufstockung deutscher 
Auslandstruppen eintreten. Fehlanzeige! Ein 
Blick in die Verteidigungspolitischen Richtlinien 
der Bundeswehr sowie die Statements des 
damaligen Bundespräsidenten Köhler und 
der Verteidigungsministern zu Guttenberg 
und de Maizière räumen jeden Zweifel 
aus: Die Bundeswehr wird gegenwärtig für 
die Durchsetzung deutscher Macht- und 
Wirtschaftsinteressen fit gemacht. Und die 
Grünen schreiten dabei voran, wie zuletzt 
auch ihre Forderung nach einer stärkeren 
Beteiligung Deutschlands am Krieg gegen 
Libyen gezeigt hat – immer unter dem 
Propaganda-Mäntelchen der „Bomben für 
Menschenrechte“, versteht sich. Eine solche 
Politik verdient unseren Widerstand!

Carsten Schulz 

 In einem 
Gespräch mit 

der Neuen Osnabrücker Zeitung begrüßte Cem 
Özdemir, Vorsitzender der Grünen, die von 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière geplante 
Aufstockung um 3000 Soldaten für internationale 
Interventionseinsätze. 

Özdemir wörtlich: „Wir haben eine verstärkte 
internationale Verantwortung, auch weil die UNO 
an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit kommt.“ 
Deutschland müsse Blauhelm-Missionen stärker 
unterstützen. Der Grünen-Chef bescheinigte in 
der Zeitung dem deutschen Verteidigungsminister 
Sachlichkeit und Seriosität. Von gespielter 
Unschuld geprägt ist Özdemirs Bitte, dass de 
Maizière „deutliche Zweifel“ ausräumen solle, was 
er unter der von ihm angekündigten verstärkten 
Absicherung internationaler Handelswege 
verstehe. Es könne „nicht um die Durchsetzung 
deutscher Wirtschaftsinteressen mit militärischen 
Mitteln gehen, sondern nur um die Unterstützung 
von UNO-Missionen“. Für wie blöd hält der 
Grünen-Chef die Öffentlichkeit? Spätestens nach 

Das Robert-Blum-Gymnasium hat sich im April 
für Bundeswehr-frei erklärt.

Laut Berliner Zeitung vom 26.5. zeigt sich 
das Bundesministerium für Verteidigung als 
„überrascht“ von der „rigorosen Haltung“ 
der Schule und will zur Gegenoffensive 
übergehen. Was ist aber daran „rigoros“ auf die 
Beteiligung von Jugend- und Werbeoffizieren am 
Schulunterricht zu verzichten?

Es bestätigt vielmehr Umfragen, die stets eine 
mehrheitliche Ablehnung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr feststellen. Warum sollten 
sich dann viele finden, die sich an der 
Nachwuchsgewinnung beteiligen wollen? 

Es geht nicht um die Stigmatisierung der 
Soldatinnen und Soldaten. Diese handeln mit 
politischem Auftrag und der ist schon lange nicht 
mehr „Landesverteidigung“. Wir erinnern daran, 
dass unter Beteiligung einer Bundesministerin 
Künast Interventionseinsätzen – beginnend im 
ehemaligen Jugoslawien, dann in Afghanistan – 
der Durchbruch verschafft wurde. 

Bei diesen Auslandseinsätzen werden 
Soldatinnen und Soldaten in Situationen 
gebracht, in denen sie zu „Tätern“ werden 
und aus denen sie vielfach als traumatisierte 
„Opfer“ zurückkehren oder die sie gar nicht 
überleben. Der von der politischen Mehrheit 
(von CDU, SPD bis Grüne) betriebene 
Umbau der Bundeswehr zu einer Berufs- und 
Interventionsarmee verlangt eine verstärkte 
Werbeoffensive. 

DIE LINKE unterstützt alle gesellschaftlichen 
Einrichtungen, die sich dieser Neubestimmung 
des militärischen Auftrags und der verstärkten 
Rekrutierung verweigern.

Wir empfehlen Berlinerinnen und Berlinern:

Fordern Sie die Kandidatinnen und Kandidaten 
der Parteien zur Berlin-Wahl auf, sich zu den 
verstärkten Bundeswehr-Werbemaßnahmen an 
den Schulen zu positionieren!

 
Elisabeth Wissel und Harald Gindra

Das sollte Schule machen: 
Bundeswehr muss draußen bleiben!

“Wer beim Zensus 
befragt wird
Rund ein Drittel der 
Bevölkerung muss beim Zensus 
Auskunft geben. Dabei kann 
es auch vorkommen, dass 
Einzelne mehrfach befragt 
werden – zum Beispiel als 
Hausbesitzer und als zufällig 
ausgewählter Einwohner in 
der Haushaltebefragung. Alle 
Befragungen starten rund um 
den Zensusstichtag am 9. Mai 
2011.
Gebäude- und 
Wohnungszählung
—Befragt werden alle 
Eigentümerinnen und Eigen-
tümer von Häusern und 
Wohnungen – das sind 17,5 
Millionen Menschen.
—Die Befragten erhalten per 
Post einen Bogen zugeschickt,
den sie ausfüllen müssen – auf 
dem Papier oder online.
—Wohnungsunternehmen, die 
viele Immobilien besitzen oder 
verwalten, können die Angaben 
auch mit einem speziellen 
Datenverarbeitungs-programm 
elektronisch übermitteln.
—Abgefragt werden Informa-
tionen zur Gebäudeart, zum 
Baujahr, zur Größe und 
Raumzahl, zur  Ausstattung  
oder zur Nutzungsart (beispiels-
weise „vermietet“ oder 
„leerstehend“).
Haushaltebefragung
Nach einem Zufallsverfahren 
werden Anschriften für die
Haushaltebefragung ausgwählt 
und alle Haushalte an diesen 
ausgewählten Anschriften 
befragt. Insgesamt werden 
rund zehn Prozent der 
Bevölkerung in Deutschland 
in die Haushaltebefragung 
einbezogen. Einige Wochen 
vor der Befragung wird den 
Haushalten per Postkarte der 
Besuch einer Interviewerin 
oder eines Interviewers 
angekündigt. In der Regel finden 
die Interviews anhand eines 
Fragebogens mündlich vor Ort 
statt. Alternativ können die 
Antworten aber auch postalisch 
oder online übermittelt werden. 
Es  werden jeweils Informationen 
zu allen Haushaltsmitgliedern 
abgefragt. Gefragt wird 
beispielsweise nach Alter, 
Geschlecht und Familienstand, 
S t a a t s a n g e h ö r i g k e i t , 
M ig rat ionsh interg rundund 
Religion sowie Bildung und 
Berufstätigkeit. Die Angabe 
zum Religionsbekenntnis ist 
freiwillig...”                         7
Befragung in Wohnheimen und 
Gemeinschaftsunterkünften
In Wohnheimen und Gemein-
schaftsunterkünften findet eine
Vollerhebung statt. Denn aus 
Untersuchungen weiß man,
dass die Angaben der Meldere-
gister über die Bewohnerinnen
und Bewohner in diesen 
Einrichtungen oft ungenau sind.
In den Wohnheimen und 
Gemeinschaftsunterkünften 
werden...” www.zenzus2011.de     

Schon gewusst?
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20 Jahre Mauerfall – das ist dem 
JobCenter Tempelhof-Schöneberg ab 
August 2008 ein ABM-Projekt für Hartz 
IV-BezieherInnen im Schöneberger 
Jugendmuseum wert. Doch mitten 
in der Umsetzung der neuen 
Ausstellung müssen die über Bequit 
Beschäftigten ihre Zuarbeit beenden. 
Wegen einer ,Neuausrichtung der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente‘ 
gibt es ab Januar 2009 ABM nur noch 
für ALG-I-Empfänger, eine halbjährige 
Verlängerung ist damit ausgeschlossen 
...

Herbst 2009 – ganze Gruppen Arbeitsloser 
aus Tempelhof-Schöneberg und Steglitz-
Zehlendorf werden zur aktivierenden 
Maßnahmekombination  „alles“ von FAA 
Nord und InBIT an den Lichterfelder 
Stichkanal geschickt. Nach einer 
sechswöchigen Eingangsphase sollen sie 
dort bis zu neun Monate lang zwei Tage 
die Woche Bewerbungen vorantreiben und 
ihre beruflichen Fähigkeiten ausbauen. 
Nach Beschwerden und Rückfragen vieler 
TeilnehmerInnen, was das bloße Absitzen 
bestimmter Präsenztage bringen solle, 
räumen einige Arbeitsvermittler ein, 
Grundlage der Zuweisung sei ein Faltblatt 
des Veranstalters gewesen, das sich ,ganz 
gut angehört‘ habe. Neue Opfer werden 
nach einer Überprüfung vor Ort ab April 
letzten Jahres nicht mehr geschickt. Die 
verbliebenen TeilnehmerInnen können 
sich in den Räumen großzügig einen der 
freien Plätze aussuchen, bis der ganze 
Standort im Sommer 2010 geschlossen 
wird ...

Jahreswende 2010/2011 – das 
Velozentrum des Beschäftigungsträgers 
LOWTEC am  Kleistpark hat mehr Teilnehmer 
Innen als Arbeitsplätze. Zwei Projekte mit 
vorgesehenen 24 Beschäftigten teilen 
sich ab November eine Zwei-Zimmer-
Wohnung, kaum Platz zum Arbeiten, dafür 
ein Bad mit Wanne und eine komplette 
Küche. Doch im Februar 2011 erleben 
die TeilnehmerInnen das finanzielle Aus, 
der Lohn wird nicht gezahlt, stattdessen 
Insolvenz angemeldet.
Die Projekte „Ausstellungsraum“ und 
„Stadtentdecker“, die bis Ende April 
diesen Jahres liefen, sollten eigentlich 
eine Leistungsschau der von LOWTEC-
Beschäftigten produzierten Dinge 
zusammenstellen bzw. Vorschläge 
ausarbeiten, was man in Berlin auch 

mit wenig Geld unternehmen kann. 
Stattdessen gibt es für die Flyer, auf 
denes diese Ausflugstipps verbreitet 
werden sollten, keine Mittel mehr. 
Und eine Ausstellung einer bankrotten 
Beschäftigungsgesellschaft organisieren 
zu sollen, bei der weder Personal noch 
Objekte mehr verfügbar sind, hat etwas 
geradezu absurdes ...

Allein diese drei konkreten Maßnahmen 
aus dem Bereich des JobCenters 
Tempelhof-Schöneberg zeigen die 
Hilflosigkeit bisherigen Agierens zur (Re-)
Integration von Langzeitarbeitslosen. 
Gegenüber den allzu oft vor allem 
eigene wirtschaftliche Interessen 
vertretenden Beschäftigungsträgern und 
Bildungsgesellschaften fehlte bisher eine 
effiziente Bewertung von Sinn und Unsinn 
konkreter Vorhaben.
Hinter den Bedenken „arbeitsfähiger 
Hilfebedürftiger“ vermutet man allzu-
schnell Drückebergerei und der 
professionell agierenden Öffentlichkeits-
arbeit der Trägergesell-schaften hat das 
JobCenter keine adäquate Evaluierung 
konkreter Vorhaben entgegenzusetzen.
Im März 2011 hat das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales nun ein Eckpunkte-
Papier vorgelegt, das die Grundrichtung 
eines neuen, ab April 2012 vorgesehenen 
Gesetzes zur „Leistungssteigerung der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente“ 
beschreibt. 
Gestützt auf Studien des Bundesagentur-
eigenen Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) in Nürnberg soll es 
neue Wendungen geben.
Aha: Gefahr erkannt – Gefahr gebannt? 
Keineswegs. Wer bereits mit dem Haupt-
ziel an die Neuausrichtung herangeht, bis 
2015 weitere acht Milliarden einzusparen, 
hat wohl kaum als oberstes Ziel eine 
wirkliche Besserversorgung im Auge.
Mit der gutgemeinten Sorge um die 
Stigmatisierung Betroffener sollen 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nun 
auch für ALG-I-Bezieher gestrichen 
werden. Die fragwürdige Billigvariante 
v o n M A E - A r b e i t s g e l e g e n h e i t e n 
bleibt dabei bestehen. Durchaus ein 
produktiver Ansatz ist das Vorhaben, 
ähnlich wie beim Bildungsgutschein, 
für berufliche Fortbildung mit einem 
Beschäftigungsgutschein damit aus-
gestattete TeilnehmerInnen sich den 
Träger selbst aussuchen zu lassen.
Ausgerechnet die dafür unumgängliche 

kritische Bewertung der zugelassenen 
Firmen soll jedoch weiter dezentralisiert 
werden.   JobCenter, denen Millionenbeträge 
weggekürzt wurden, sollen danach 
die Evaluierung von Teilnehmern und 
Beschäftigungsverhältnissen leisten, die 
schon bisher kaum funktioniert hat.

Um zu einer Leistungssteigerung 
geförderter Beschäftigung zu kommen, 
sollte der Gesetzgeber lieber auf eine 
gemeinnützige ,Stiftung geförderte 
Beschäftigung‘ setzen. Wenn es für die 
viel propagierte Ehrenamtlichkeit eine 
Landesfreiwilligenagentur Berlin und 
ein Landesnetzwerk „aktiv in Berlin“ 
gibt, wäre es durchaus angemessen, 
eine Stiftung öffentlichen Rechtes zu 
gründen, in der ähnlich wie bei den 
Landesrundfunkanstalten, relevante ge-
sellschaftliche Gruppen bestimmen, wie 
sinnvolle Tätigkeiten im Interesse der 
Allgemeinheit, angemessene Arbeits-
voraussetzungen und vernünftige Mittel-
verwendung zu organisieren sind.
Stattdessen sollen Steuermittel weiter 
an private gGmbHs ausgezahlt werden, 
letztendlich mit der bloßen Hoffnung, 
dass diese vertretbare Leistungen damit 
erbringen. In vielen Fällen mit einem 
frustrierenden Leerlauf der zugewiesenen 
MitarbeiterInnen verbunden, der mit 
wirklicher Beschäftigung und den dadurch 
erhofften positiven Effekten kaum etwas 
zu tun hat.
Um Negativbeispiele wie die zu 
Anfang angerissenen auszuschließen, 
braucht es schon eine gründlichere 
Leistungssteigerung in Konzeption und 
Kontrolle anstatt immer neue Streichungen 
und Umbenennungen von Maßnahmen, 
die den konkreten TeilnehmerInnen 
kaum den Weg aus der Arbeitslosigkeit 
ermöglichen.
Denn egal, ob man sie Arbeitsge-
legenheit, Bürgerarbeit, Arbeits-beschaff-
ungsmaßnahme oder auch ÖBS nennt: 
Entscheidend  ist, dass sie existenzsichernd 
für die TeilnehmerInnen ist, sie beruflich 
stabilisiert und ein akzeptables Ergebnis 
dabei herauskommt. 

Franz-Josef Paulus

High Costs for Low Level
Wem nützen die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen?
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Das 
Schöneberger 
Maifest 
LUPE verteilen bis zum umfallen! 
Das war ein schönes, sehr gut besuchtes Fest. 
Auch von vielen Linken, die trotz des gleich-
zeitig Stattfindenden Festes der Linken in der 
Kulturbrauerei und trotz der „Atomkraftwerke 
abschalten“ (25.000 TeilehmerInnen bundesweit, 
DEMO unter ihnen viele Linke) das Schöneberger 
Maifest besucht haben. 

Im Rahmen des Schöneberger Maifestes veran-
staltet DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg eine 
Diskussionsrunde zur Arbeitnehmerfreizügigkeit 
mit Vertretern von DGB und OWUS.

Foto und Text: G.Irazoque

Möbeldepot in Tempelhof können deshalb nicht 
fortgeführt werden. Erste Träger stellen ihre 
Tätigkeit ein oder gehen in Insolvenz.
Die grüne Sozialstadträtin Klotz hat dabei 
eine widersprüchliche Position. Frau Klotz 
kritisiert zwar heftig die Kürzungen durch die 
Bundesagentur. Gleichzeitig polemisiert sie - ganz 
im Sinne der Hartz-IV-Philosophie gegen den 
Öffentlichen Beschäftigungssektor. In der grünen 
Bezirkszeitung Stichel kritisiert sie den ÖBS als 
„Prestigeobjekt“ von DIE LINKE. In der BVV hat 
sie auch schon die ihrer Ansicht nach zu hohe 
Entlohnung im ÖBS angegriffen.
Aber DIE LINKE steht zu diesem anderen 
Weg von Arbeitsförderung, jenseits von 
entwürdigenden 1-Euro-Jobs. Den Teilnehmenden 
bietet es dreijährige existenzsichernde und 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
zum Nutzen der Stadt. Sinnvolle zusätzliche 
Tätigkeiten, wie z.B. Mobilitätshelfer, können nun 
fortgeführt werden.
Frau Klotz sagt man nach, dass sie gerne 
Sozialsenatorin werden will - vielleicht aber doch 
Bezirksbürgermeisterin. Bündnis 90/Die Grünen 
sind da ja flexibel und schließen weder im Bezirk 
noch im Abgeordnetenhaus aus, dass sie ein 
Bündnis mit der CDU eingehen, wenn sie nur die 
Führungspositionen besetzen können. Würde es 
zu Koalitionen von Hartz-IV-Parteien kommen, 
wäre der ÖBS wohl erledigt.

Harald Gindra

Wenn ihn die 
falschen Leute 

in Hand nehmen, dann schon. Auf Druck der 
Sozialsenatorin Bluhm (DIE LINKE) konnte er erst 
einmal, wenn auch in reduzierten Umfang für die 
nächsten zwei Jahre gesichert werden. Jeweils 
5.000 ÖBS-Stellen können für 2012 und 2013 
realisiert werden.
Die SPD hatte sich zuerst gesperrt, weil die 
Bundesagentur massiv Gelder umschichtet und sie 
gehofft hat hier Einsparungen bei Landesmitteln 
zu realisieren.
Die Kürzungen der Bundesregierung bedeuten 
für Tempelhof-Schöneberg in 2011, dass dem 
JobCenter für alle „arbeitsmarktpolitische 
Instrumente“ noch 39 Mio. Euro zur Verfügung 
stehen (nach 53 Mio. Euro 2010). Davon 
gehen noch mal einige Mio. ab, um Defizite 
bei den ebenfalls gekürzten Personalkosten 
auszugleichen. Zusätzlich setzt die Bundesagentur 
eine Konzentration der Mittel auf die Eingliederung 
auf den 1. Arbeitsmarkt durch. Zwei Drittel 
der 39 Mio. Euro dürfen nur für Qualifizierung, 
Bewerbungstraining und Lohnkostenzuschüsse 
ausgegeben werden.
Damit fallen Arbeitslose mit 
„Vermittlungshemmnissen“, fern vom 1. 
Arbeitsmarkt, aus dem System. Die gewöhnlichen 
Hartz-IV-Maßnahmen werden auf vier bzw. sechs 
Monate verkürzt. Sinnvolle Projekte wie das 

Öffentlicher 
Beschäftigungssektor 
in Gefahr?

Arm = sexy               
am Stadtrand

Als Ende Mai der 
Mietspiegel vorgestellt 
wurde, schien kurz die 
Gelegenheit da, den 
Senat festzunageln. Es 
müsse etwas geschehen, 
meinten nun auch Teile 
der SPD. Als Uwe Doering, 
wohnungspolitischer 
Sprecher der LINKEN, 
anbot, noch vor den 
Wahlen im September 
spürbare Veränderungen 
zu beschließen, war die 
Bereitschaft der SPD 
allerdings verflogen.

Stadtentwicklungssenatorin 
Junge-Reyer sieht 
keinen „angespannten 
Wohnungsmarkt“ in der 
Innenstadt - was die 
Grundlage für konkrete 
Maßnahmen wäre. Sie 
schaut lieber auf ganz 
Berlin und entdeckt 
ausreichende Kapazitäten 
an Stadtrandgebieten, 
wohin Arme umziehen 
sollen, wenn sie sich das 
Zentrum nicht mehr leisten 
können. Um acht Prozent 
sind die erfassten Mieten 
seit 2009 gestiegen - ein 
Ende ist nicht in Sicht. Die 
Umlage der Kosten für die 
energetische Sanierung 
wird hier noch einmal zu 
Buche schlagen.

DIE LINKE fordert, den 
Kündigungsschutz bei der 
Umwandlung in Eigentum 
flächendeckend auf zehn 
Jahre zu erhöhen. Gegen 
die Zweckentfremdung – 
etwa durch die regelmäßige 
(Unter-)Vermietung als 
Ferienwohnung - müssen 
schnelle Regelungen 
her. Das Land muss 
Flächen für den Bau 
öffentlicher Wohnungen 
zur Verfügung stellen, um 
auch in Innenstadtbezirken 
regulierend auf die 
Miethöhen wirken zu 
können. Sexy ist nur, dass 
man wohnen kann, wo man 
will!

Koray Yılmaz-Günay DIE LUPE Juni-Juli 2011 7
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöne-
bergBezirksgeschäfts-
stelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öffnungszeiten:
Di. u.  Do: 11 - 18 Uhr
Mo. u. Fr: 11 - 15 Uhr
Telefon: 21 99 71 40
Fax: 217 29 26
e-Mail: bezirk@die-linke-
tempelhof-schoeneberg.de

Termine in der 
Roten Insel
Bezirksvorstand
08. und 28. Juni  2011 
um 19 Uhr
Mitglieder-
versammlung
Telefonisch erfragen
Basisorganisationen:
BO Schöneberg
29. Juni 19 Uhr
BO Tempelhof
Telefonisch erfragen  
BO Olivenbaum
Telefonisch erfragen
BO Arbeit u. Soziales
27. Juni um 19 Uhr
BO Migration und 
Antirassismus
Telefonisch erfragen  
Arbeitskreise:
AKK siehe bitte S. 3 
Sondertermine: 
Wahlaktiv: 02. und 
24.06. und 14.07. um 
19.30 Uhr 
Inselgespräche
11.06. um 15 Uhr
LAG Nahverkehr
Telefonisch erfragen

WK1 + 2:14.06., 19 Uhr, 
Café Bal-Kaymak, Potsda-
mer Straße 147, 10783 
Berlin
WK 3 + 4: 9.06., 20.30 
Uhr, Kneipe Graffiti, 
Naumannstraße 3, 10827 
Berlin
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Elisa Vega, Leiterin der 
Entpatriarchalisierungs-Abteilung im 
bolivianischen Vizeministerium für 
Entkolonialisierung, war in der letzten Woche 
in Berlin. Sie hat beim Kongress „Jenseits 
des Wachstums“ auf mehreren Podien und 
Diskussionsrunden von ihren Erfahrungen in 
Bolivien berichtet.

In der Verfassungsgebenden Versammlung war 
sie mit 22 Jahren das jüngste Mitglied und hat 
dort die Kultur der Kallawaya repräsentiert, 
die mit ihrer Heilkunde ein Weltkulturerbe 
bilden. Außerdem ist sie ausgebildete 
Krankenschwester und Mitglied der indigenen 
Bäuerinnen-Organisation Bartolina Sisa. Die 
Entpatriachalisierungs-Abteilung wurde im 
August 2010 gegründet und obwohl sie mit 
drei Mitarbeiterinnen institutionell sehr klein 
ist, gibt es viel zu tun. Auf Grundlage der neuen 
Verfassung, die im Januar 2009 ratifiziert wurde, 
haben sie als erstes Projekt ein Gesetz gegen 
den Rassismus erarbeitet, das die Gleichheit und 
den Respekt zwischen den Völkern gewährleisten 
soll. Denn gerade auch im Prozess der 

Gut leben heißt Entpatriarchalisierung
verfassungsgebenden Versammlung gab es eine 
starke Diskriminierungs-Erfahrung der indigenen 
TeilnehmerInnen.

Ihr nächstes Projekt im bolivianischen 
Veränderungsprozess ist die 
Entpatriarchalisierung der Gesellschaft. „Eine 
Form von Rassismus ist die katholische Kirche, 
die uns ihre Religion aufgezwungen hat. Für uns 
ist der Respekt für die Mutter Erde wichtig. Am 7. 
Mai dieses Jahr haben 360 Paare vor der Mutter 
Erde geheiratet, um das gute Leben und die 
gegenseitige Komplementarität zu konstruieren. 
Gut leben bedeutet die Ergänzung und die 
Gegenseitigkeit zwischen Mann und Frau, sowie 
der Respekt für die Mutter Erde,“ erklärte Elisa 
Vega.

Laut der Verfassung soll auch die Hausarbeit 
anerkannt werden. Um herauszufinden, wie viel 
im Haushalt von wem gearbeitet wird, soll es eine 
Befragung der Bevölkerung geben. Außerdem 
soll mit einem neuen Bildungsgesetz die Bildung 
entpatriarchalisiert werden, da in indigenen 
Gemeinden vor allem Mädchen nicht zur Schule 
gehen. 

Des Weiteren fördert die Regierung Evo Morales 
eine Rotationskultur in der Landwirtschaft. 
Die Großgrundbesitzer im Osten des Landes 
produzieren aber immer noch Soja in Monokultur, 
für den Export und für Bio-Treibstoff. „Es ist nicht 
einfach gegen diesen starken Kapitalismus zu 
kämpfen und die Dinge zu verändern. Das ist ein 
Prozess. Es ist immer noch ein patriarchaler und 
kolonialer Staat. Nicht alle Beamte in Bolivien 
haben die „Mentalität“, gut zu leben und die 
Mutter Erde zu respektieren. Aber wir haben 500 
Jahre lang Widerstand gegen die Kolonialisierung 
geleistet und die indigenen Völker in Bolivien 
haben jetzt Macht,“ so Elisa.             

Foto: Grace Irazoque und Text: Sarah  Walz

Diskussionsrunde „Schöneberg für alle  
–Strategien gegen die Mieterverdrängung im 
Schöneberger Norden“ mit 

Uwe Doering, wohnungspolitischer Sprecher der 
Berliner Abgeordnetenhausfraktion der LINKEN,                                      
Christine Scherzinger, Sprecherin im Quartiersrat und Stadtgeografin 
und Koray Yılmaz-Günay, Direktkandidat der LINKEN im Wahlkreis 01 
zur Abgeordnetenhauswahl
Mittwoch, 15. Juni 2011, 19 Uhr,                                                
Kneipe Leydicke,   Mansteinstraße 4, 10783 Berlin 

WK 5 + 6: 23.06., um19 
Uhr, Vereinseck 67, 
Friedrich-Wilhelm-Straße 
67, 12103 Berlin

Wahlkreistreffen 
DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg:

WK 7 + 8:16.06., um 19 
Uhr, Kegel-Centrum 2000, 
Waldsassener Straße 42a, 
12279 Berlin
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